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Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Auswirkungen der Hundstage, 
insbesondere der schweren Brände in Portugal und Frankreich

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 2012/2002 vom 11. November 2002 zur 
Errichtung des Solidaritätsfonds der Europäischen Union,

A. schockiert über den Tod von Tausenden älteren Menschen in Krankenhäusern, in 
Wohnstätten und in ihren Wohnungen wegen der Hundstage, insbesondere in Frankreich,

B. in der Überzeugung, dass die vermehrten Todesfälle bei älteren Menschen in diesem 
Sommer im Zusammenhang stehen mit unzureichenden Humanressourcen und 
Finanzmitteln für die Gesundheit und die Unterstützung älterer Menschen,

C. in der Erwägung, dass die Dürre großen Schaden im Landwirtschaftssektor verursacht hat,

D. in Erwägung der Schwere der Waldbrände, die riesige Flächen im südlichen Europa 
verwüstet, den Tod von vielen Menschen verursacht und zur Zerstörung von 
Hunderttausenden von Hektar Wald geführt haben,

E. angesichts der Tatsache, dass die Auswirkungen dieser Brände jahrelang zu spüren sein 
werden,

F. angesichts der Tatsache, dass Portugal in diesem Sommer sehr stark durch schwere 
Waldbrände getroffen wurde, die auch landwirtschaftliche und städtische Gegenden in 
Mitleidenschaft zogen, den Tod von 18 Menschen verursacht haben und dazu führten, 
dass viele Familien obdach- und mittellos wurden, soziale Einrichtungen und andere 
Basis-Infrastrukturen zerstört und etwa 45.000 Menschen ihrer Einkommens- und 
Unterhaltsquellen beraubt wurden,

G. in Kenntnis der Schätzungen, nach denen eine Fläche von etwa 400.000 ha verbrannt ist, 
fast 5% des Staatsgebiets und ungefähr 11% des Waldbestands, mit unmittelbaren 
Schäden von etwa 1 Mrd. €, wobei sich die Kosten der erforderlichen Nothilfemaßnahmen 
auf ungefähr 95 Mio. € belaufen, und 9 der 18 Distrikte Portugals (Festland) (Bragança, 
Castelo Branco, Coimbra, Faro, Guarda, Leiria, Portalegre, Santarém und Setúbal) 
besonders betroffen waren,

H. in Kenntnis des Antrags der portugiesischen Regierung vom 13. August 2003 an die 
Kommission auf Bereitstellung von Mitteln in Höhe von etwa 52 Mio. € aus dem 
Solidaritätsfonds der Europäischen Union,

I. in der Erwägung, dass die Kommission die Folgen der Brände als eine „Katastrophe 
größeren Ausmaßes“ eingestuft hat, weswegen der Einsatz des Solidaritätsfonds möglich 
und die Bereitstellung von etwa 32 Mio. € vorgeschlagen wurde,
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J. angesichts der Tatsache, dass Waldbrände alljährlich eine Geißel sind, die 
Hunderttausende von Hektar in der EU verwüsten, insbesondere in den Mitgliedstaaten im 
Mittelmeerraum, wodurch das Walderbe vergeudet wird, was ernste Auswirkungen auf 
wirtschaftlichem, gesellschaftlichem und ökologischem Gebiet hat,

K. in der Erwägung, dass die wettermäßigen Bedingungen, die für die Sonneneinstrahlung in 
Europa ursächlich waren, zu extrem hohen Temperaturen, niedriger Luftfeuchtigkeit und 
sehr starken und unregelmäßigen Winden führten, wodurch ideale Bedingungen für 
Großbrände, die schwer zu bekämpfen sind, geschaffen wurden,

L. in der Erwägung, dass sich die wettermäßigen Bedingungen wegen der 
Klimaveränderungen und der globalen Erwärmung wohl noch verschlimmern werden,

M. in der Erwägung, dass die Gemeinsame Agrarpolitik, die zum Verschwinden von 
Tausenden von Betrieben und Landwirten in den letzten Jahren geführt hat, beträchtlich 
dazu beiträgt, dass die traditionelle Beziehung vollständig aufgelöst wird, durch die sich 
Waldgebiete und landwirtschaftliche Flächen in den Betrieben der Gebiete mit 
Kleinbetrieben ergänzt haben, und dass die Wüstenbildung im landwirtschaftlichen 
Bereich fortschreitet, wodurch Bedingungen gefördert werden, die für das Auftreten von 
Bränden günstig sind, 

N. in der Erwägung, dass das derzeitige Programm „Forest Focus“ zum Schutz des Waldes in 
der EU zum größten Teil bei den Maßnahmen zur Verhinderung von Waldbränden und 
zur Unterstützung der Regionen, in denen von einem großen Brandrisiko auszugehen ist, 
zurückgenommen wurde,

O. in der Erwägung, dass angesichts des bestehenden Walderbes in den Ländern der EU nicht 
diejenigen gemeinsamen Anstrengungen unternommen wurden, insbesondere auf der 
Ebene des Gemeinschaftshaushalts, die für die Vorbeuge, Erforschung und Entwicklung 
von Mitteln zur Waldbrandbekämpfung erforderlich sind,

P. angesichts der Zwänge, die auf die strengen Kriterien des Stabilitätspakts zurückzuführen 
sind, und des Drucks, öffentliche Investitionen zu verringern,

1. spricht den Familienangehörigen der Opfer und allen Menschen, die von dieser 
Katastrophe betroffen sind, sein tief empfundenes Beileid aus;

2. beglückwünscht die Feuerwehrleute und die Bevölkerung zu ihrem entschlossenen und 
selbstlosen Einsatz mit den ihnen zur Verfügung stehenden unzureichenden Mitteln im 
Kampf gegen die Brände zum Schutz von Menschen und Gütern, und würdigt auch die 
Hilfe und Zusammenarbeit von Drittländern beim Kampf gegen das Feuer;

3. fordert die Kommission auf, die Zusammenarbeit mit den nationalen Behörden bei der 
Unterstützung der betroffenen Bevölkerung aufrechtzuerhalten, um die 
Umweltauswirkungen der Brände so gering wie möglich zu halten und eine 
Wiederaufforstung zu betreiben, wobei alle nationalen Initiativen der staatlichen Hilfe 
unterstützt werden sollten, durch die das Produktivpotenzial der betroffenen Regionen 
wiederhergestellt werden soll, damit die Schaffung von Arbeitsplätzen wieder in Angriff 
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genommen werden kann und die notwendigen Maßnahmen ergriffen werden, um die 
sozialen Kosten abzudecken, die durch den Verlust von Arbeitsplätzen und 
Einkommensquellen verursacht wurden, sowie damit alle gemeinschaftlichen 
Verwaltungsverfahren vereinfacht werden, insbesondere diejenigen, die im 
Zusammenhang mit der notwendigen Neuausrichtung der Strukturfonds in 
Zusammenhang stehen;

4. fordert die Kommission auf, die Unterstützung Portugals zu verstärken, insbesondere 
durch verschiedene bestehende Gemeinschaftsprogramme, und die strengen Verfahren 
beim Einsatz der Mittel flexibler zu gestalten und zu vereinfachen;

5. ist der Auffassung, dass der vom Solidaritätsfonds der EU aufzubringende Betrag 
mindestens dem entsprechen sollte, den die portugiesische Regierung beantragt hat, d.h. 
etwa 52 Mio. € (6% des Gesamtbetrags der unmittelbaren Schäden);

6. ist der Überzeugung, dass das derzeitige Programm „Forest Focus“ überarbeitet und 
finanziell insofern gestärkt werden sollte, dass es wirksam zum Schutz der Wälder in der 
EU beiträgt, indem Maßnahmen der Verhinderung von Waldbränden und zur 
Unterstützung derjenigen Regionen gefördert werden, in denen von einem großen 
Brandrisiko auszugehen ist;

7. fordert die Kommission nachdrücklich auf, eine integrierte gemeinschaftliche Strategie für 
die Bekämpfung von Bränden vorzulegen, indem begleitende Maßnahmen und 
Maßnahmen der Unterstützung der Mitgliedstaaten im Bereich der Vorbeuge, 
Wiederaufforstung, Forschung und Koordinierung des Zivilschutzes mit dem Ziel 
vorgeschlagen werden, die unabdingbaren Mittel auf nationaler und örtlicher Ebene zu 
stärken und Synergien zwischen den bestehenden Programmen zu schaffen, insbesondere 
dem Programm für die ländliche Entwicklung, den Strukturfonds und dem 
Forschungsrahmenprogramm;

8. fordert die Kommission auf, mit spezifischen Beihilfen die von der Dürre betroffenen 
Landwirte zu unterstützen (Nutzung von Interventionsbeständen, Beihilfen zum Transport 
von Futtermitteln) und zusätzliche nationale Beihilfen zu genehmigen;

9. bedauert und warnt davor, dass die derzeitige Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik, 
durch die produktionsentkoppelte Beihilfen vorgesehen und keine der negativsten Aspekte 
der vorherigen GAP behandelt werden, dazu beiträgt, dass die Produktion aufgegeben und 
die Tendenz zur Wüstenbildung im ländlichen Bereich verstärkt wird, wodurch 
Bedingungen gefördert werden, die Großbrände begünstigen;

10. fordert die Kommission auf, Initiativen zu ergreifen, damit die Verpflichtungen von Kyoto 
eingehalten werden können und die Erforschung der Beziehungen zwischen 
Verschmutzung und Klimaveränderungen vorangetrieben wird;

11. weist darauf hin, dass diese Katastrophe auch Beweis für die Irrationalität der Kriterien 
des Stabilitätspakts ist, wenn in einer Situation, die umfangreiche öffentliche Investitionen 
erfordert, diese beschränkt werden müssen, weswegen es die Kommission und den Rat 
nachdrücklich auffordert, den Stabilitätspakt zu überprüfen;
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12. fordert die Kommission und den Rat nachdrücklich auf, unverzüglich bei der Berechnung 
des Haushaltsdefizits alle Ausgaben und Investitionen der öffentlichen Hand im 
Zusammenhang mit der Katastrophe unberücksichtigt zu lassen;

13. legt den Regierungen der Mitgliedstaaten nahe, die öffentlichen Ausgaben für Gesundheit 
und Zivilschutz aufzustocken, was eine Lehre aus der gesundheitlichen und sozialen 
Katastrophe dieses Sommers ist;

14. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission und den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und der Beitrittsländer sowie den 
Gebietskörperschaften der betroffenen Regionen zu übermitteln.


